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UND EWIG GRÜSST DER EINGREIFTRUPP

Es ist alter Wein in neuen Schläuchen, wenn sich die
EU an den USA sicherheitspolitisch reibt und Ein-
greiftruppen fordert. Heute, weil man beim US-Abzug
aus Afghanistan abhängig ist. Gestern, weil man
beim Marschieren nicht um Donald Trumps Segen
bangen wollte. Vorgestern folgte man Präsident
Bush 2001 solidarisch in den Fuchsbau Afghanistan,
um sich 2003 über seinen Krieg im Irak so zu ärgern,
dass stante pede eigene Eingreiftruppe hermussten.
Am Beginn der jüngeren EU-Eingreiftruppen-
Debatte stand Bill Clinton. Nach dem ebenso völker-
rechtswidrigem Jugoslawienkrieg 1999 haben die
EU-Staaten auf Washingtons Geheiß sofort gemein-
same 60.000 Soldaten auf Papier geschrieben. 2003
entsandte die EU erste Truppen nach Mazedonien
und in den Kongo.

Die Krux an der Sache: Der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik (GASP) fehlt das Gemein-
same. Vergeblich sucht man EU-Positionen zu
Flüchtlingen, Konfliktbearbeitung in Syrien oder Li-
byen, Atomwaffen, Killerrobotern oder dem Umgang
mit China. Außenpolitische Uneinigkeit wird seit 20
Jahren mit Geschäftigkeit betreffend EU-Militärein-
sätzen und später auch EU-Rüstungsprojekten über-
tüncht. Hochumstrittene EU-Truppen zur Piratenjagd
im Horn von Afrika, militärischer Ertüchtigung frag-
würdiger Truppen im Sahel oder auch Euromilitärs
im Tschad erhielten wegen neokolonialen Geruchs
nicht nur Applaus. Geheimhaltung verhindert, dass
unabhängige Stellen Bilanz ziehen. Statt „humanitä-
rer Intervention“ geht es immer öfter um Ressour-
censicherung und Flüchtlingsabwehr.

Truppen auf Papier?
Was der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell und der
auch für Rüstung zuständige EU-Kommissar Thierry
Breton um das Treffen der Außen- und Verteidi-
gungsminister in Slowenien fordern, ist längst be-
schlossen. Eingreiftruppen sind seit 2003 operativ,
und die EU-“battle Groups“ - bislang noch nie einge-
setzt – könnten sogar ohne EU-Mandat loskämpfen.
Sie trainieren den Einsatz in Wüsten, Hochgebirge,
Dschungel und Städten. Breton fordert eine Kom-
mandozentrale. Aber den militärischen Planungs-
und Koordinierungsstab – abgespecktes Quasi-
Hauptquartier – gibt es seit einigen Jahren. Mit der
Unterstützung von UN-Truppen in Krisengebieten
sollte sich in den letzten Jahren niemand aufhalten –
europäische Interessen sind Trumpf.

Die „Sprache der Macht“

Auch eine Sicherheitsdoktrin steht auf der Wunsch-
liste vom EU-Rüstungskommissar Breton. Die EU-
Sicherheitsstrategie 2003 wies nach dem Irakkrieg
frappante Ähnlichkeiten mit der US-Strategie auf,
und die EU-Globalstrategie 2016 will „bei den militä-
rischen Spitzenfähigkeiten alle wichtigen Ausüstun-
gen“ auf dem Land, in der Luft, im Weltraum und zur
See. Seither entwickeln die EU-Staaten in Kerneu-
ropamodellen, Eurodrohnen, EU-Kampfhubschrau-
ber, ein Unterwasserinterventions-Package oder
eine Geheimagentenschule. Dass es dem militäri-
schen Kerneuropa um die „regelmäßige reale Auf-
stockung der Verteidigungshaushalte“ geht, wird
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einstimmig gutgeheißen. Militär und Rüstung hat die
EU längst genug, und an Truppen und Waffen hat es
auch in Afghanistan nicht gehapert.

Obwohl Milliarden über den EU-Rüstungsfonds flie-
ßen, jubeln die französischen und deutschen Waf-
fenschmieden nur hinter vorgehaltener Hand. Es
geht nach ihrem Geschmack alles viel zu langsam.
Statt nationale Rüstungsspielwiesen zu mähen, soll
weiter unter dem Titel „strategische Autonomie“ Geld
ausgeschüttet werden. Autonomie á la EU bedeutet
auch, der von Emmanuel Macron noch kürzlich
„Hirntod“ beschiedenen NATO einen Platz am Tisch
zu bieten. Um es mit den Worten der EU-Kommissi-
onspräsidentin Ursula von der Leyen zu sagen: „Die
EU lernt die Sprache der Macht“. Debatten über Ab-
rüstung, völkerrechtliches Gewaltverbot oder frie-
denspolitische Alternativen werden zur marginalen
Größe.

Während Breton öffentlich für eine EU-Sicherheits-
doktrin ausreitet, wird im Hintergrund der EU-Militär-
kompass gesattelt. Eine deutsche Idee im Umfeld
ihrer EU-Ratspräsidentschaft, die 2022 unter der
französischen Ratspräsidentschaft finalisiert werden
soll. Das folgt einer Systematik der EU-Militär- und
Rüstungspolitik: Man spricht viel Deutsch, und
Frankreich hat das letzte entscheidende Wort. Die
Bedrohungsanalyse des Militärkompasses ist ein Do-
kument der Nachrichtendienste. Die Mitgliedsstaa-
ten stimmen nicht darüber ab. Innerhalb der Debatte
über Demokratie in der EU nahm jene über die Mili-

tär- und Rüstungspolitik schon bislang eine beson-
dere Stellung ein.

Zivil hat Vorrang
Rund 80 Prozent des Personals bei EU-Einsätzen
seit 2003 sind Militärs. Ziviles ist – Friedensnobel-
preis für die EU hin oder her – unterrepräsentiert und
seit zehn Jahren sogar rückläufig. Es stünde gerade
den Neutralen gut zu Gesicht, sich an die Spitze
jener Staaten zu stellen, die gemeinsam mit Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft zivile Krisenpräven-
tion und zivile Konfliktbearbeitung vorantreiben. Das
türkis-grüne Regierungsprogramm hat ein ziviles
Kerneuropa auf geduldigem Papier festgehalten.

Neue Institutionen für Friedensförderung und Ge-
waltprävention sind entstanden oder stehen in den
Startlöchern. Der Zivile Friedensdienst in Österreich
ist eines dieser Projekte, die als Gemeinschaftswerk
von Staat und Zivilgesellschaft konzipiert sind, und
er wartet auf seine Umsetzung. Spezifisch ausgebil-
dete Friedensfachkräfte sollen an den Ursachen,
Verläufen und Folgen von Konflikten mit gewaltfreien
Mitteln als „kluge Macht“ unterstützen. Nach 20 Jah-
ren Afghanistan sollte eines außer Streit stehen: Es
gilt, Sicherheit neu zu denken.

Thomas Roithner ist Friedensforscher, Privatdozent
für Politikwissenschaften an der Universität Wien und
Mitarbeiter des Int. Versöhnungsbundes, Wien.
Dieser Kommentar erschien am 7.9.2021 im Online-Stan-
dard (Kommentar der Anderen).

EU-VERTEIDIGUNG

2021 wurden die Grundlagen für den „Strategischen
Kompass“ der EU für Sicherheit und Verteidigung er-
stellt. Ohne Großbritannien und während sich die
USA auf den Indopazifischen Raum konzentrieren,
verfolgt die EU das Ziel eines eigenständigen globa-
len Players in militärischen und politischen Angele-
genheiten.

Bis 2025 soll eine Eingreiftruppe mit 5.000 Militärs
aufgestellt werden, die in einem „beschleunigten Be-
schlussverfahren“ durch eine „Koalition der Willigen“
eingesetzt werden soll. Möglicherweise werden die
sog. „EU Battle-Groups“ in diese neue Einheit ein-
gegliedert. Österreich wird 2025 für ein ganzes Jahr
an den Battle-Groups beteiligt sein. Verteidigungs-

ministerin Tanner hat Österreichs Beteiligung an den
„Willigen“ bei der Präsentation des Kompasses Mitte
November 2021 durch EU-Außenbeauftragten Bor-
rell bekräftigt: „Ich sehe kein grundsätzliches Pro-
blem mit dem Neutralitätsgesetz. Selbstverständlich
ist alles zu überprüfen, keine Frage. Man muss sich
immer den Inhalt der jeweiligen Mission anschauen.
Wir als Österreicher können aber nicht immer nur die
sein, die Sicherheit entgegennehmen, sondern
haben auch unseren Beitrag zu leisten“. Muster-
schüler Österreich? Soll die Neutralität bei EU- und
NATO(PfP) Aktivitäten wirklich nicht gelten? Der Mi-
nisterin ist das Neutralitätsgesetz offensichtlich ziem-
lich egal.

(Red.)

EU: SCHNELLE EINGREIFTRUPPE GEPLANT


